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Der vorliegende Beitrag führt in die Grundzüge und Schritte der 
Umweltprüfung ein. Umweltprüfung wird dabei als Oberbegriff 
für die beiden Instrumente Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
von Projekten und strategische Umweltprüfung (SUP) von Plänen 
und Programmen verstanden. Beides sind Instrumente der 
Umweltvorsorge, mit deren Hilfe bereits im Planungsprozess, weit 
vor der Realisierung von beispielsweise Infrastrukturvorhaben 
oder Bebauungsplänen, Umweltauswirkungen sichtbar gemacht 
werden sollen. Die Ergebnisse aus der Umweltprüfung sind in 
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Die Umweltprüfung gilt als Oberbegriff für zwei wichtige und etablierte Instrumente der räum-
lichen ▷ Umweltplanung: die Umweltverträglichkeitsprüfung und die strategische Umweltprüfung. 
Während die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) die Umweltfolgen von bestimmten Pro-
jekten wie beispielsweise Straßenbau-, sonstigen Infrastrukturprojekten oder Industrieanlagen 
ermitteln soll, behandelt die strategische Umweltprüfung (SUP) die Umweltfolgen von Plänen 
und Programmen, etwa von Regional- oder Bauleitplänen. 
Beide Instrumente der Umweltprüfung führte die EU (▷  Europäische Union) in Deutschland 
ein. Die Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 1985 durch die erste EU-UVP-Richtlinie und deren 
verspätete Umsetzung 1990 in deutsches Recht über das Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) verbindlich. Die strategische Umweltprüfung folgte über eine weitere EU-Richt- 
linie 2001 und deren Umsetzung in Deutschland im Jahr 2005 innerhalb des bestehenden UVP- 
Gesetzes und im Baugesetzbuch. 
Ziel und Zweck der Umweltprüfung(en) liegen darin, das Umweltvorsorgeprinzip umzusetzen. 
Möglichst in einem frühen Planungsstadium zu einzelnen Projekten oder auch zur Aufstellung 
von Plänen und Programmen sollen die Folgen für die Umwelt sichtbar gemacht werden, damit 
diese in den Entscheidungen besser berücksichtigt werden können. Bevor man sich also ernst-
haft Sorge um tatsächlich auftretende negative Folgen für die Umwelt machen muss, stehen die 
Instrumente und Verfahren der Umweltprüfung zur Verfügung, die dabei helfen, rechtzeitig und 
ohne größere Sanierungskosten Gegenmaßnahmen planen zu können. Im Gegensatz zu anderen 
Prüfinstrumenten, wie der ▷ FFH-Verträglichkeitsprüfung oder der ▷ Eingriffsregelung des Natur-
schutzrechts, beinhalten die Ergebnisse der Umweltprüfung (bisher) aber keine strikten Rechts-
folgen, sondern unterliegen der ▷  Abwägung. Das bedeutet, dass die Ergebnisse der Umwelt-
prüfung zu berücksichtigen sind, sie binden den Entscheidungsträger aber nicht, auch immer die 
umweltfreundlichste Variante eines Projektes oder einer Planung auszuwählen. Dennoch ist die 
Wirkung der Umweltprüfung zur Sicherung der Umweltvorsorge nicht zu unterschätzen. So haben 
einzelne Studien zur Projekt-UVP in Deutschland bereits deren Wirkung auf Entscheidungen auf-
gezeigt. Das heißt, die Umweltverträglichkeitsprüfung entfaltet Wirkung auch schon allein durch 
die Bereitstellung von Informationen über die Umweltauswirkungen (Führ/Bizer/Dopfer et al. 
2008: 5; Wende 2001: 202) und führt tatsächlich zu Änderungen von Projekten und einer Reduzie-
rung erheblicher Umweltauswirkungen. 
Die Umweltprüfung agiert medienübergreifend und integrativ (Köppel/Peters/Wende 2004: 
173). Nicht nur partielle Umweltkomponenten, also beispielsweise nur die Folgen für den Boden 
oder Pflanzen und Tiere, werden untersucht, sondern möglichst die Auswirkungen auf alle umwelt-
bezogenen Schutzgüter, d. h. medienübergreifend. Mit der Einführung der Umwelt prüfung wurde 
auch erstmals ein Instrument geschaffen, das die verschiedenen Anforderungen aus dem segmen-
tierten Umweltrecht in Deutschland in einem Prüfverfahren zusammenführt, d. h. inte grativ ist. 
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Untersuchungs- und Prüfgegenstand sind die schon genannten Schutzgüter. Dies sind Men-
schen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern. Die Notwendigkeit, sich 
auch mit den Wechselwirkungen zu beschäftigen, unterstreicht noch einmal den Gedanken, dass 
die Umweltprüfung medienübergreifend und integrativ angelegt ist. 
2 Das Verfahren der Umweltprüfung 
Die Umweltprüfung ist in erster Linie ein Verwaltungsverfahren. Bei der damaligen Umsetzung 
der EU-UVP-Richtlinie wurde noch diskutiert, ob es sich bei der Umsetzung in Deutschland um 
ein eigen ständiges Prüfverfahren handeln sollte, wie dies in anderen Staaten der Fall ist. Man ent-
schied sich jedoch dafür, die Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbstständigen Teil in rechtlich 
bestehende Genehmigungs- und Zulassungsverfahren zu integrieren. Sie ist heute z. B. Bestandteil 
eines Planfeststellungsverfahrens oder einer Bebauungsplanaufstellung. Dies dient auch dazu, ei-
nen Verfahrensteil wie etwa die ▷ Öffentlichkeitsbeteiligung nicht doppelt, einmal in der Umwelt-
prüfung und einmal im Planfeststellungsverfahren, durchzuführen, sondern integrativ als einen 
gemeinsamen Schritt innerhalb der ▷ Planfeststellung und der Umweltverträglichkeitsprüfung.
Die Verfahrensschritte der Umweltprüfung lauten wie folgt: 
• Feststellung der UVP- und SUP-Pflicht (im Englischen auch Screening genannt)
• Unterrichtung über die voraussichtlich beizubringenden Unterlagen (im Englischen Scoping 
genannt)
• Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen
• ▷ Beteiligung von Behörden und der Öffentlichkeit 
• Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen
• Bewertung der Umweltauswirkungen durch die Behörde
• Im Falle der strategischen Umweltprüfung zudem der Schritt der Überwachung unvorherge-
sehener Umweltauswirkungen (im Englischen ▷ Monitoring genannt)
Wie lässt sich ermitteln, ob ein bestimmtes Vorhaben oder Projekt oder auch ein Plan oder Pro-
gramm einer Umweltprüfung zu unterziehen ist? In einer Anlage 1 zum UVP-Gesetz sind in einer 
Liste die Projekte aufgelistet, für die stets eine UVP vorzunehmen ist. Ähnliches gilt durch die 
Anlage 3 des UVP-Gesetzes auch für die einer obligatorischen Umweltprüfung zu unterziehenden 
Pläne und Programme (Peters/Balla 2006: 105). Ebenso im Baurecht finden sich entsprechende 
Hinweise darüber, wann ein Bauleitplan obligatorisch UVP-pflichtig ist. Obligatorisch umweltprü-
fungspflichtig sind in der Regel große Anlagen und Projekte oder umfangreiche Neuaufstellungen 
(aber teilweise auch Änderungen) von Plänen und Programmen.
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Darüber hinaus sind durch die Novelle des deutschen UVP-Gesetzes im Jahr 2001 auch klei-
nere Projekte einer UVP zu unterziehen, wenn sie nach bestimmten umwelt- oder anlagebezo-
genen Kriterien geprüft wurden und die Entscheidungsbehörde zu dem Schluss kommt, dass 
trotz des kleineren Umfangs erhebliche Umweltauswirkungen nicht auszuschließen sind. Diese 
Vorprüfung im Einzelfall nennt man auch die Feststellung der UVP-Pflicht oder Screening. Auch 
die englischsprachigen Begriffe haben sich in der deutschen und europäischen Umweltprüfung 
durchgesetzt und werden in der Praxis gern verwendet. Leider findet sich heutzutage häufiger 
die Tendenz, dass das Screening bereits dazu gebraucht wird, eine Art „Mini-UVP“ mit umfang-
reichen Gutachten und Umweltauflagen, Vermeidungs-, Verminderungs- sowie Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen durchzuführen, um auf die Schritte der Öffentlichkeitsbeteiligung verzichten 
zu können (Scholles/Hartlik/Wende 2011: 78). Dies ist jedoch sicherlich nicht im Sinne des Geistes 
der Einführung der Umweltprüfung in den frühen 1980er Jahren in der EU und weltweit. Mit der 
Initiierung der Umweltprüfung standen gerade die Schaffung von Transparenz, Akzeptanz und 
die Beteiligung der Öffentlichkeit in besonderem Maße auf der Agenda. In den USA, dem Geburts-
land der Umweltprüfung, war und ist die Schaffung und Umsetzung erweiterter Bürgerrechte bei 
Projektplanungen geradezu der Antrieb für die Durchführung dieses Prüfverfahrens (vgl. Köppel/
Burchartz/Gartmann et al. 2014). 
2.2 Unterrichtung über die voraussichtlich beizubringenden 
Unterlagen (Scoping)
In diesem frühen Schritt, der noch nicht offizieller Teil des Verwaltungsverfahrens ist, werden 
der Inhalt und der Umfang der Antragsunterlagen sowie die Prüfgegenstände besprochen und 
festgelegt. In der Regel klären der Vorhabenträger, die zuständige Zulassungsbehörde, aber auch 
die Umweltplaner, andere Behörden bis hin zu lokalen/regionalen Umweltverbänden und Teilen 
der Öffentlichkeit gemeinsam den Gegenstand, den Umfang und die Methoden der folgenden 
Umweltuntersuchungen. Häufiger finden auch mehrere sogenannte Scoping-Sitzungen statt, um 
immer wieder flexibel auf neuere Erkenntnisse im Verlauf der Umweltuntersuchungen reagieren 
zu können. Weil das Scoping genutzt werden kann, um Untersuchungen auf entscheidungserheb-
liche Sachverhalte zu fokussieren, erfreut es sich in der Praxis großer Beliebtheit und in den meis-
ten Verfahrensfällen wird heutzutage schon ein Scoping durchgeführt (Wende 2001: 187), obwohl 
es im UVP-Gesetz bisher keine Vorgaben für ein verpflichtendes Scoping gibt. 
2.3 Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen
Dieser Schritt kann als das inhaltliche und informationelle Herzstück der Umweltprüfung an-
gesehen werden. Er verlangt die Zusammenstellung von Umweltinformationen, die für die Ent-
scheidung über ein Projekt oder einen Plan von Belang sind (vgl. Bunge 2014a: 0600 (§ 6)). Um 
die erheblichen Umweltauswirkungen vollständig und grundlegend beschreiben zu können, ist 
zunächst die Ermittlung des Umweltzustandes als Ausgangspunkt zu erheben. Hinzu kommt, 
dass Angaben über das Vorhaben oder über den Plan und das Programm sowie über mögliche 
Alternativen notwendig werden. Erst mit diesen grundlegenden Informationen lassen sich die zu 
erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen ermitteln und beschreiben. Sind die erheb lichen 
Umweltauswirkungen transparent geworden, so sollten Maßnahmen, mit denen erhebliche 
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Beeinträchtigungen der Umwelt vermieden, vermindert und soweit möglich ausgeglichen wer-
den, sowie Ersatzmaßnahmen beschrieben werden. Bei der strategischen Umweltprüfung für Plä-
ne und Programme ist überdies eine Schilderung von Überwachungsmaßnahmen erforderlich. 
Hinweise auf Schwierigkeiten und transparente Zusammenfassungen runden die Inhalte ab. 
Die Informationen werden in der Regel im Dokument einer Umweltverträglichkeitsstudie (für 
Projekte) oder im Umweltbericht (für Pläne und Programme) gebündelt. 
2.4 Beteiligung von Behörden und der Öffentlichkeit
Wie bereits kurz beschrieben, erfüllt die Umweltprüfung auch wesentliche Aufgaben zur Infor-
mation und Einbindung der anderen Fachbehörden und der Öffentlichkeit in Entscheidungspro-
zesse. Ziel und Zweck bestehen zum einen darin, die Informationsbasis für die Entscheidungs-
behörde zu verbessern. Sowohl die anderen Fachbehörden als auch die Öffentlichkeit verfügen 
nämlich über eine Fülle von wichtigen Informationen, die die Entscheidung aus Umweltsicht 
weiter qualifizieren können (z. B. über das Vorkommen gefährdeter Arten auf lokaler Ebene, die 
im Planungsprozess berücksichtigt werden müssen). Zum anderen soll auch das grundlegende 
Bedürfnis der Öffentlichkeit an einer Teilhabe bei der Entscheidungsfindung erfüllt werden. Ob 
dieses Ziel in der Praxis auch immer erreicht wird, bleibt jedoch umstritten, und möglicherweise 
sind in Zukunft auch progressivere Ansätze einer Öffentlichkeitsbeteiligung in Deutschland nötig, 
um mehr Akzeptanz gegenüber Projekt- und Planungsentscheidungen zu erlangen. Die näheren 
fachlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen der Beteiligung, beispielsweise zu Fristen und 
Anhörungen, sind im Verwaltungsverfahrensgesetz geregelt. Im grenzüberschreitenden Kontext 
sind auch Fachbehörden und die Öffentlichkeit des Nachbarstaates einzubinden.
2.5 Zusammenfassende Darstellung und Bewertung  
der Umweltauswirkungen durch die Behörde
Die Umweltinformationen und insbesondere die Auswirkungen eines Projektes oder Plans sind 
durch die Entscheidungsbehörde zusammenfassend darzustellen und abschließend zu bewerten. 
Dies erfolgt in der Regel in einem eigenständigen Dokument oder als Teil und eigenes Kapitel der 
Entscheidungsunterlagen. Für den Schritt der Bewertung (Balla 2003) sind rechtliche und andere 
normative Kriterien anzusetzen, um auch die Schwere der Umweltauswirkungen aufzuzeigen und 
daraus Handlungsbedarf oder Umweltauflagen ableiten zu können. Für die Ableitung von Bewer-
tungskriterien ist einerseits das Fachrecht heranzuziehen, also beispielsweise bei wasserbau-
lichen Projekten das Wasserhaushaltsgesetz (WHG), andererseits sind aber auch untergesetzliche 
Normen (VDI-, DIN-Normen etc.) anwendbar, um die Bewertung weiter zu qualifizieren. Grund-
legend ist jedoch der Maßstab der Umweltvorsorge aus dem UVP-Gesetz, der es zum Teil erforder-
lich macht, strengere Werte anzulegen als bloße Gefahrenabwehrstandards. Im Zusammenhang 
mit Plänen und Programmen ist die Umweltprüfung auch anhand der bestehenden Umweltziele 
vorzunehmen. Als eine gängige Bewertungsmethode hat sich zum Beispiel die ökologische Risiko-
analyse erwiesen (Runge 1999), angewendet wird aber auch eine Fülle anderer ▷ Bewertungs- und 
Entscheidungsmethoden (Bechmann 1988). Die eigentliche Entscheidung über ein Projekt, einen 
Plan oder ein Programm ist dann aber nicht mehr Teil der Umweltprüfung. 
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2.6 Überwachung unvorhergesehener Umweltauswirkungen 
(Monitoring)
Der Umweltbericht zur Umweltprüfung von Plänen und Programmen soll laut dem UVP-Gesetz 
bereits geplante Überwachungsmaßnahmen darstellen. Die eigentliche Rechtsanforderung zur 
Durchführung einer Überwachung ergibt sich aus § 14m des UVP-Gesetzes. Da es sich bei der 
Ermittlung von Umweltauswirkungen in der Regel um eine ▷ Prognose handelt, die mit entspre-
chenden Unsicherheiten einzustufen ist, erscheint eine Überwachung der tatsächlich eintreten-
den Umweltauswirkungen in der Plan- oder Programmumsetzung überaus sinnvoll (Peters/Balla 
2006: § 14m). Damit wird der Entscheidungsbehörde die Möglichkeit eröffnet, unvorhergesehene 
nachteilige Umweltauswirkungen auch noch zu einem späteren Zeitpunkt zu erkennen und vor 
allem bewältigen zu können. Für die Überwachung bzw. ein Monitoring ist die Entscheidungs- 
und Zulassungsbehörde verantwortlich, also im Falle der Aufstellung eines Bebauungsplanes das 
örtliche Bauamt, im Falle der Aufstellung eines Regionalplanes die Regionalplanungsbehörde 
(Hanusch 2009). Für ein Monitoring wird gern auf bestehende Umweltüberwachungsprogramme 
zurückgegriffen, die von anderen Fachbehörden durchgeführt werden, insoweit ist auch beim 
Monitoring eine Zusammenarbeit der unterschiedlichen Behörden sinnvoll. Eine alleinige Be-
schränkung auf schon existierende Überwachungsprogramme ist in manchen Fällen jedoch nicht 
ausreichend. Im Einzelfall werden deshalb auch spezifische Überwachungsprogramme nötig, um 
tatsächlich alle unvorhergesehenen negativen Umweltauswirkungen erfassen zu können.  
3 Neuere Entwicklungen
Seit dem 15. Mai 2014 ist eine EU-Änderungsrichtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung in Kraft, 
die in den Mitgliedstaaten innerhalb von drei Jahren umgesetzt werden muss. Insoweit ergeben 
sich zu den bereits geschilderten Sachverhalten zumindest für die Umweltprüfung auf Projekt-
ebene (noch nicht jedoch für die Umweltprüfung aller Pläne und Programme) künftig wichtige 
Änderungen im Recht und in der Praxis, die hier bereits kurz angerissen werden sollen (vgl. auch 
Lehr- und Forschungsgebiet Landschaftsplanung der TU Dresden/Schmidt 2015). 
Zu begrüßen ist sicherlich die Erweiterung der Schutzgüter um die „Bevölkerung und mensch-
liche Gesundheit“ sowie explizit auch um die „biologische Vielfalt“ (wobei die Schutzgüter 
„Fauna“ und „Flora“ hierunter subsumiert und nicht mehr explizit erwähnt werden). Wie als eine 
der großen Herausforderungen der Zukunft gesundheitliche Belange stärker in Umweltprüfungen 
berücksichtigt werden können, zeigen z. B. Schmidt (2013) sowie UVP-Gesellschaft e. V. und AG 
Menschliche Gesundheit (2014).
Neu ist das Schutzgut „Fläche“. Im neunten Erwägungsgrund der UVP-Änderungsrichtlinie 
(Richtlinie 2014/52/EU vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 2011/92/EU über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (UVP-ÄndRL)) wird er-
läutert, dass es dabei vor allem darum geht, den zu hohen Flächenverbrauch einzudämmen. Zum 
Schutzgut „Klima“ fügt Anhang IV Nr. 4 und Nr. 5 Buchst. f der UVP-Änderungsrichtlinie indirekt 
„z. B. Treibhausgasemissionen, anpassungsrelevante Auswirkungen“ hinzu. Damit wird endlich 
klargestellt, dass sowohl der Einfluss eines Projekts auf den Klimawandel (▷ Klima, Klimawandel) 
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als auch die Anfälligkeit des Projekts gegenüber Klimawandelfolgen in die Prüfung mit aufzuneh-
men sind. Diese Anforderung wird fachlich jedoch und gerade in der Frage der Bilanzierung der 
Auswirkungen von Projekten (und Plänen und Programmen) auf den globalen Klimawandel nicht 
einfach zu erfüllen sein. Dennoch bieten beispielsweise Heiland (2009: 41 ff.) und Jacoby (2014: 
7 ff.) erste Ansätze dafür, wie hier praktisch vorgegangen werden kann. 
Zum kulturellen Erbe und zum Landschaftsbild betont die UVP-ÄndRL in ihrem 16. Erwä-
gungsgrund die Nützlichkeit der Definitionen und Grundsätze der einschlägigen Übereinkommen 
des Europarats und ermutigt damit dazu, diese bei der UVP heranzuziehen.
Aber auch die Beschreibung weiterer Inhalte im UVP-Bericht wird über den Anhang IV erfor-
derlich und explizit wird nun von einem UVP-Bericht als dem zentralen Dokument gesprochen. 
Dieser Bericht enthält z. B. auch Angaben über:
• die Abrissarbeiten,
• den Flächenbedarf während der Bau- und der Betriebsphase,
• den Verbrauch natürlicher Ressourcen,
• den Umweltzustand und dessen Entwicklung ohne das Projekt (Basisszenario),
• die Kumulierung von Auswirkungen (auf andere Projekte),
• die Umsetzungskontrolle der geplanten Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichs- 
maßnahmen,
• ggf. Überwachungsmaßnahmen,
• die Beschreibung nachteiliger Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt, die durch Anfällig-
keit für Risiken schwerer Unfälle und/oder Katastrophen bedingt sind,
• explizit eine Referenzliste der Quellen, die im Bericht herangezogen wurden.
Diese Klarstellungen und teilweise auch Erweiterungen des Untersuchungskatalogs für den 
UVP-Bericht sind positiv zu bewerten. 
Neue Screening-Kriterien werden eingeführt, die den Schritt des Screenings weiter qualifi-
zieren. Der Arbeitsschritt darf nicht mehr länger als 90 Tage dauern und im Zweifelsfall ist eine 
vollständige UVP durchzuführen. 
Artikel 5 Abs. 3 UVP-ÄndRL stellt nun auch besondere Anforderungen an die Qualitätssiche-
rung zum UVP-Bericht: Der Projektträger hat zu gewährleisten, dass der UVP-Bericht von „kom-
petenten Fachleuten“ erstellt wird. Bunge (2014b) sieht hier zu Recht die Notwendigkeit, anzu-
geben, über welche Qualifikationen solche Experten jeweils verfügen müssen. Auf der anderen 
Seite haben die Behörden sicherzustellen, dass ihr Personal ausreichende Fachkenntnisse zur 
Vollständigkeits- und Plausibilitätsprüfung des UVP-Berichts aufweist. Sicherlich bedeuten diese 
zwei Punkte für die Praxis der Umweltprüfungen ein weiteres Anheben von Qualitätsstandards. 
Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 UVP-ÄndRL verlangt im Beteiligungsschritt, dass die Öffentlichkeit im-
mer auch auf elektronischem Weg informiert wird, d. h., dass der UVP-Bericht und die Planungsun-
terlagen generell im Internet zur Verfügung zu stellen sind. Artikel 6 Abs. 5 Satz 2 verlangt darüber 
hinaus, dass auch ein zentrales elektronisches Portal oder einfach erreichbare Zugangspunkte 
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geschaffen werden. Hier erscheint es notwendig, möglichst zu einer zwischen Bund und Ländern 
abgestimmten „One-Portal“-Lösung zu kommen, um einen einfachen und zentralen Zugang zu 
ermöglichen. Diese neue Anforderung ist in ihrer möglichen Wirkung nicht zu unterschätzen, kann 
doch durch ein solches zentrales Portal auch eine Archivierung von Unterlagen zur Erfüllung von 
Melde- und Berichtspflichten an die EU erfolgen. 
Artikel  8a Abs.  4 UVP-ÄndRL regelt die Überwachung von Umweltauswirkungen, aber auch 
eine Umsetzungskontrolle bezüglich der Umweltauflagen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men. Damit werden erfreulicherweise zum einen erstmals für die Projekt-UVP Überwachungs-
maßnahmen erforderlich. Zum anderen müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Pro-
jektträger die Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen auch 
tatsächlich umsetzen. Auch hier ist zu erwarten, dass dies einen wichtigen Schritt in Richtung 
einer verbesserten Umweltvorsorge bedeutet.
Die Neuerungen sind bis zum 16. Mai 2017 in deutsches Recht zu überführen. 
4 Umweltprüfung in der Bauleitplanung
Die Umweltprüfung für den ▷ Flächennutzungsplan und den ▷ Bebauungsplan ist in § 2 (4) Bau-
gesetzbuch (BauGB) geregelt. Die Umweltprüfung ist hier integriert in das Aufstellungsverfahren 
eines Bauleitplans. Das BauGB formuliert für die Aufstellung der Bauleitpläne in § 2 wie folgt: „Für 
die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung durch-
geführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in 
einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist 
anzuwenden. Die Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detail-
lierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Die Umweltprüfung 
bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfme-
thoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt 
werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen.“ Die Um-
weltprüfung ist also auch hier ein unselbstständiges Verfahren, das die Umweltauswirkungen ge-
planter Flächennutzungsänderungen für den Abwägungs- und Entscheidungsprozess transparent 
aufbereitet. Damit dient sie einer besseren Berücksichtigung von Umweltbelangen.
Die große Herausforderung einer solchen auf Pläne und nicht auf Projekte fokussierten Um-
weltprüfung liegt darin, die Umweltauswirkungen für noch relativ abstrakte Planaussagen zu 
ermitteln. So sind z. B. im Flächennutzungsplan im Maßstab 1:10.000 für bestimmte Areale le-
diglich Rahmensetzungen, wie die Bestimmung der Art der baulichen Nutzung und des maxima-
len Maßes der baulichen Nutzung, dargestellt. Standorte einzelner Gebäude werden auf dieser 
Maßstabsebene noch nicht sichtbar. Auch konkrete Emissionen bestimmter geplanter Flächen-
nutzungen können nur überschlägig ermittelt oder angenommen werden. Dennoch sollte u. a. 
mithilfe des Maßes und der Art der baulichen Nutzung versucht werden, eine erste Einschätzung 
beispielsweise der versiegelten Flächen (mittels der Grundflächenzahlen) und damit der Umwelt-
auswirkungen auf Schutzgüter wie Boden, Wasser, Tiere und Pflanzen sowie das Klima und weite-
re Schutzgüter vorzunehmen. 
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Der sogenannten Abschichtung kommt in diesem Zusammenhang eine große Bedeutung zu. 
Abschichtung bedeutet, dass auf der jeweiligen Programm- oder Planebene nur die Umweltaus-
wirkungen in den Fokus der Umweltprüfung genommen werden, die dem Maßstab und den Plan-
aussagen angemessen bearbeitet und geprüft werden können. Detailliertere Umweltauswirkun-
gen sind dann unter Umständen erst auf der nächsten Zulassungs- oder Genehmigungsebene zu 
prüfen, nämlich auf der Bebauungsplan- oder Projektebene. Ein weiterer wichtiger Unterschied 
der Planumweltprüfung im Verhältnis zur Projektumweltprüfung besteht darin, die Gesamtheit 
der Umweltauswirkungen eines Plans oder Programms zu erfassen. Es geht also nicht nur um die 
einzelnen separaten Umweltauswirkungen der jeweiligen geplanten Flächennutzungsänderung 
im Plan, sondern auch um die Summe der Umweltauswirkungen der Änderungen im gesamten 
Planungsgebiet. Wie viel Fläche wird in der Gemeinde durch einen neuen Flächennutzungsplan 
insgesamt neu versiegelt und welche Auswirkungen hat dies beispielsweise auf den Überwär-
mungseffekt bzw. auf das Klima einer Stadt insgesamt (vgl. Wende 2015)? Auf dieser Ebene und 
mit diesen Gesamtaussagen kann und sollte auch intensiv nach Planalternativen gesucht werden, 
die mit weniger Umweltauswirkungen verbunden sind (z. B. andere Standorte für die Neuauswei-
sung allgemeiner Wohngebiete oder auch reduzierte Flächennutzungen bis hin zu grundlegenden 
Systemalternativen). Auf dieser vorgezogenen Planungsebene bestehen noch grundsätzlichere 
Spielräume zur Vermeidung und Reduzierung von Umweltauswirkungen als auf der konkreten 
Projektebene mit bereits aufgestelltem Plan. Um erkennen zu können, welche Planalternativen 
umweltfreundlicher sind, ist eine Bewertung der Umweltauswirkungen der Planalternativen not-
wendig. Diese Bewertung kann und sollte anhand von Umweltzielen erfolgen, etwa anhand des 
bundesweiten Flächenverbrauchsziels von 30  ha pro Tag für den Zielhorizont des Jahres 2020. 
Bundes- oder auch landesweit geltende Umweltziele sind allerdings noch auf den Planzeitraum 
und auf den Ausschnitt der Planfläche zu beziehen und anzupassen. Die ▷  Landschaftsplanung 
liefert ebenfalls wesentliche umweltbezogene räumliche Ziele für den Prüfprozess. Auch dieser 
zielorientierte Ansatz ist neu und unterscheidet sich vom Ansatz auf der Projekt-UVP-Ebene. 
Zudem ist in der Umweltprüfung schon seit Längerem auch ein Monitoring unvorhergesehener 
Umweltauswirkungen bei der Umsetzung von Bauleitplänen erforderlich. 
Vereinzelt trifft man auf Kritik an der Umweltprüfung in der ▷ Bauleitplanung. Die Umweltprü-
fung verkompliziere und verlängere den Prozess der Bauleitplanung. So hat der Gesetzgeber mit 
dem § 13a BauGB auch Möglichkeiten geschaffen, im Innenbereich unter bestimmten Umständen 
auf eine Umweltprüfung verzichten zu können. Empirische Untersuchungen von von Zahn (2011) 
am Beispiel von Bebauungsplänen in Düsseldorf zeigen jedoch exemplarisch, wie sich im Laufe 
der Zeit Umweltqualitäten von B-Plänen verbessern und Umweltbelange eine zunehmende Be-
deutung erfahren haben. Von Zahn konnte nachweisen, dass dabei die Einführung der Umwelt-
prüfung eine nicht unerhebliche Rolle gespielt hat. Die Umweltprüfung in der Bauleitplanung 
ist damit ein wichtiges Werkzeug, das nachweislich zu einer nachhaltigeren städtebaulichen 
Entwicklung beiträgt. Der § 13a BauGB ist deshalb aus Umweltsicht nicht unumstritten (UVP- 
Gesellschaft e. V. 2015).  
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5 Umweltprüfung in der Regionalplanung
Ähnliche Anforderungen wie in der Bauleitplanung gelten auch für die Umweltprüfung in der 
▷  Raumplanung (und hier insbesondere in der ▷  Regionalplanung). Die rechtlichen Grundlagen 
für die Anwendung der Umweltprüfung in der Regionalplanung sind in § 9 des Raumordnungs-
gesetzes (ROG) angelegt. Das Verfahren beinhaltet auch hier die bereits genannten wesentlichen 
Schritte einer Umweltprüfung vom Screening über das Scoping und die Beteiligung (ggf. auch 
grenzüberschreitend) bis hin zur Entscheidung über den Plan und einem anschließendem Monito-
ring. Vorgaben darüber, welche Inhalte ein Umweltbericht hinsichtlich Raum- oder Regionalplä-
nen aufweisen muss, finden sich in einer Anlage 1 zum ROG.
Der Umweltbericht nach § 9 Abs. 1 ROG besteht demnach 
1) aus einer Einleitung mit folgenden Angaben:
a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Raumordnungsplans,
b) Darstellung der in den einschlägigen Gesetzen und Plänen festgelegten Ziele des Umwelt-
schutzes, die für den Raumordnungsplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele 
und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden;
2) aus einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung 
nach § 9 Abs. 1 ermittelt wurden, mit Angaben über
a) die Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands, ein-
schließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden, einschließlich der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,
b) die Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung und bei 
Nichtdurchführung der Planung,
c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen, 
d) die in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und der 
räumliche Geltungsbereich des Raumordnungsplans zu berücksichtigen sind;
3) aus folgenden zusätzlichen Angaben:
a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umwelt prüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der An-
gaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse,
b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen 
der Durchführung des Raumordnungsplans auf die Umwelt und
c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben nach dieser Anlage.
Einen gut aufbereiteten und elektronisch frei zugänglichen Leitfaden zur Umweltprüfung in 
der Regionalplanung bietet die Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) (siehe 
Hanusch/Eberle/Jacoby et al. 2007). Hinweise, wie ein Monitoring für die Umweltprüfung in der 
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